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Sachverhalt

Nicht miteinander verheiratete Eltern von Zwillingen weigern sich, im Zusammenhang mit der Genehmigung eines Unterhaltsvertrages ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse offen zu legen. Sie stützen sich dabei auf ein angebliches Bundesgerichtsurteil. Sie bestätigen zwar, zusammen ein Einkommen von mehr als Fr. 10‘000.- monatlich zu erzielen und wollen sich zu folgenden Unterhaltsbeiträgen verpflichten:

Vater: Fr. 1250.- pro Kind, total Fr. 2‘500.-
Mutter: Fr. 300.- pro Kind, total Fr. 600.- 

Total für beide Kinder Fr. 3‘100 bzw. Fr. 1550.- pro Kind.

Die VB erkundigt sich, 
- wie rechtlich fundiert begründet werden könne, dass die Einkommens- und
  Vermögensverhältnisse offen gelegt werden müssen
- ob ein entsprechendes Bundesgerichtsurteil existiere, das die Auffassung der Eltern stütze
- ob ein Unterhaltsvertrag ohne Angaben zu den Einkommens- und Vermögensverhältnissen
  genehmigt werden dürfe.
Erwägungen

Für die Bemessung von Unterhaltsbeiträgen im Einzelfall sind nach Art. 285 Abs. 1 ZGB vier Faktoren massgebend:
- die Bedürfnisse des Kindes (Unterhaltsbedarf)
- die Lebensstellung und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der E,tern
- Vermögen und Einkünfte des Kindes
- Beitrag des nicht obhutsberechtigten Elternteils an die Betreuung des Kindes.


Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Eltern ergibt sich aus der Gegenüberstellung von Einkommen und Vermögen und laufenden Verpflichtungen für den eigenen Lebensunterhalt und für den von allenfalls bereits vorhandenen unterhaltsberechtigten Personen. Daraus ergibt sich logisch die Offenlegung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse der Unterhaltspflichtigen. Nur so ist es der VB oder dem Gericht möglich, die Angemessenheit von Unterhaltsbeiträgen zu prüfen und eine entsprechende Vereinbarung zu genehmigen, bzw. im Rahmen einer Unterhaltsklage einen Unterhaltsbeitrag festzusetzen. Es entspricht auch langjähriger und unbestrittener Praxis, diese Angaben zu verlangen.
Seit der Revision des Scheidungsrechts (in Kraft seit 1. Januar 2000) hält Art. 143 ZGB die Dokumentationspflicht ausdrücklich fest. Sie soll sicherstellen, dass eine vorzeitige Herabsetzung, Sistierung oder Aufhebung verhindert wird bzw. eine nachträgliche Erhöhung oder Neufestsetzung tatsächliche vorgenommen werden kann und dient der Beweissicherung.
 

Diese Regelung gilt nach der Lehre auch für die Festsetzung von aussergerichtlichen Unterhaltsbeiträgen und soll in den Unterhaltsverträgen Eingang finden.
 Es ist uns kein Bundesgerichtsurteil bekannt, das diese Praxis relativiert oder gar für nicht rechtmässig erklärt hätte.

Eine Ausnahme könnte allenfalls in jenen Fällen gemacht werden, in denen sich ein Unterhaltspflichtiger zu absolut überdurchschnittlichen Unterhaltsbeiträgen von Fr. 2‘000.- und mehr verpflichtet und offensichtlich zu deren Leistung in der Lage ist. Im vorliegenden Fall liegen die Unterhaltsbeiträge von je Fr. 1250.- pro Kind zwar höher als in vielen Fällen von bescheidenen Einkommensverhältnissen, aber dennoch nicht so hoch, dass ohne weiteres von einer Offenlegung der Einkommens- und Vermögensverhältnissen abgesehen werden könnte.

Ebenfalls etwas weniger strenge Anforderungen können gestellt werden, wenn die beiden Eltern im Zeitpunkt des Abschlusses des Unterhaltsvertrages im gemeinsamen Haushalt leben und gemeinsam für den Unterhalt der Kinder aufkommen. In diesem Fall gelten ja die im Unterhaltsvertrag festgelegten Unterhaltsbeiträge als getilgt, solange beide angemessene (was in diesem Fall von der VB nicht zu überprüfen ist) Beiträge an die gemeinsamen Haushalts- und Unterhaltskosten leisten.

Daraus ergibt sich:

- Die VB soll daran festhalten, dass die Unterhaltspflichtigen ihre Einkommens- und
  Vermögensverhältnisse offen legen. Sie dienen ausschliesslich der Prüfung der 
  Angemessenheit der vorgeschlagenen Unterhaltsbeiträge und werden keiner anderen
  Stelle oder Behörde mitgeteilt.
- Falls sich die Unterhaltspflichtigen weiterhin weigern sollten, ihre Einkommens- und
  Vermögensverhältnisse zu belegen, ist die Errichtung einer Beistandschaft nach Art. 308
  Abs. 2 ZGB und die Erhebung einer Unterhaltsklage in Erwägung zu ziehen.
- Falls die Behörde, z.B. wegen ungewisser Prozessaussichten, davon absehen und den 
  Unterhaltsvertrag ohne die entsprechenden Angaben genehmigen würde, sollte
  protokollarisch festgehalten werden, weshalb auf die Dokumentation der Einkommens- und
  Vermögensverhältnisse verzichtet wird und die Eltern darauf aufmerksam gemacht werden, 
  welche Nachteile (namentlich Beweisprobleme) ihnen im Falle einer späteren Abänderung
  des Unterhaltsvertrages daraus erwachsen könnten 

Niederrohrdorf, 5. Mai 2009
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